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Aussenhandel Schweiz-EU

EU ist grösster Handelspartner der Schweiz
Schweiz ist zweitgrösster Handelspartner der EU

Wirtschaftsbeziehungen Schweiz-EU

Schweizer Exporte

= (SFR 80 Mrd.)

60%
EU

40%
Div.
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Schweizer Importe

= (SFR 100 Mrd.)

80%
EU

20%
Div.



Personenverkehr
Technische Handelshemmnisse
Öffentliches Beschaffungswesen
Forschung
Handel mit Agrarprodukten
Landverkehr
Luftverkehr

In Kraft seit 1. Juni 2002
Besserer Zugang zu Arbeits-, Waren- und teilweise 
Dienstleistungsmärkten 
Bilaterale I sind «unentbehrlich und unumgänglich» 
(economiesuisse)

Bilaterale Abkommen I Schweiz-EU (1999)
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Zinsbesteuerung
Betrugsbekämpfung

Schengen/Dublin

Verarbeitete Landwirtschaftsprodukte
Umwelt
Statistik
MEDIA-Programme
Bildungsprogramme
Ruhegehälter

Gemeinsame Anliegen
«Left-overs»

Anliegen der EU

Anliegen der Schweiz     
«window of opportunity»

wirtschaftliche Interessen fördern
Zusammenarbeit in diversen Politikbereichen stärken

Bilaterale Abkommen II Schweiz-EU (2004)
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Interessen der Schweiz

Teilnahme an der Sicherheits- und Asylzusammenarbeit 
von Schengen/Dublin
Wahrung des Bankgeheimnisses

Interessen der EU

Besteuerung von Zinserträgen der EU-Steuerzahler
Bessere Zusammenarbeit in der Betrugsbekämpfung

Politische Einigung
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Verbesserte Exportchancen für Nahrungsmittelindustrie 
(Verarbeitete Landwirtschaftsprodukte)

Sicherung der Finanzplatz-Interessen (Zinsbesteuerung, 
Schengen, Betrugsbekämfpung)

Stärkung des Tourismus-Standorts Schweiz (Schengen)

Steuervorteile für Holdings (Zinsbesteuerung)

Wirtschaftliche Interessen
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Entlastung des Asylwesens (Dublin)

Stärkung der inneren Sicherheit (Schengen) 

Wirksamere Umweltpolitik durch Zusammenarbeit (Umwelt)

Breite Datenbasis für politische und wirtschaftliche 
Entscheide (Statistik)

Kulturelle Vielfalt und Stärkung des Schweizer Films 
(MEDIA-Programme)

Breites Ausbildungsangebot – mehr Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt (Bildungsprogramme)

Verstärkte Zusammenarbeit
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Abkommen Belastung (+) / Entlastung (-)
des Bundesbudgets

Erziehung, Bildung, Jugend –
Landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte +40
Statistik +14
Umwelt +2
MEDIA +7
Ruhegehälter +0
Schengen/Dublin -73
Betrugsbekämpfung +0
Zinsbesteuerung n.v.
Personalkosten +9

Total -1

(Schätzung: August 2004, Beträge in Mio. Fr. gerundet; gemäss Botschaft 
des Bundesrates vom 1. Oktober 2004)

Auswirkungen auf den Bundeshaushalt per 2007
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Schengen / Dublin

Schengen
Erleichterter Reiseverkehr durch Aufhebung 
systematischer Personenkontrollen an der Grenze

Gewährleistung der inneren Sicherheit durch verstärkte 
Polizei- und Justizzusammenarbeit

Dublin
Stärkung des Asylrechts

Entlastung des Asylwesens durch Massnahmen gegen 
Mehrfachgesuche
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Dubliner Zusammenarbeit

Massnahmen

Regelung der Zuständigkeit für ein Asylverfahren 
(Familienzusammenführung, Einreisestaat)

Garantie eines Asylverfahrens – aber kein Recht auf 
Mehrfachgesuche

Fingerabdruck-Datenbank EURODAC ermöglicht 
Identifikation von Zweitgesuchen
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Auswirkungen von Dublin auf die Schweiz

Nutzen
Entlastung des Asylwesens dank Rückführung 
von Zweitasylgesuchsteller ins zuständige Land 

Zugang zu EURODAC

Ohne Dublin: Zunahme von Zweitgesuchen 
in der Schweiz

Kosten
Beitrag an EU-Budget und interne 
Umsetzungskosten
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Schengener Zusammenarbeit

Aufhebung systematischer Personenkontrollen an den 
Binnengrenzen für unbehinderten Grenzverkehr 
Aber:
- Schweizer Grenzwachtkorps kontrolliert weiter 

Waren an der Grenze
- mobile Kontrollen

Flankierende Massnahmen zur Stärkung der inneren 
Sicherheit:
1. verstärkte Kontrolle der Aussengrenzen
2. polizeiliche Zusammenarbeit 
3. Justizzusammenarbeit (Rechtshilfe in Strafsachen)
4. gemeinsame Visumspolitik
5. Massnahmen gegen Waffenmissbrauch
6. Drogenbekämpfung
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Schengen Informationssystem (SIS)

Computergestützte Fahndung nach gesuchten und 
vermissten Personen und Gegenständen

Über 11 Millionen Daten

Information in bald 27 Staaten abrufbar

Priorität vor Interpol

Datenschutz garantiert

Effizienzgewinn in der grenzüberschreitenden Fahndung
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Auswirkungen von Schengen auf die Schweiz 
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Nutzen

Schweiz ist keine Schengen-Aussengrenze mehr

Sicherheitsgewinn dank grenzüberschreitender 
Justiz- und Polizeizusammenarbeit

Schengen-Visum gut für Tourismusstandort 
Schweiz

Bankgeheimnis im Bereich direkter Steuern 
vertraglich gesichert

Kosten
Beitrag an EU-Budget und interne 
Umsetzungskosten



Übernahmemodalitäten Schengen-Recht

Gestaltende Mitwirkungsrechte – aber kein formelles 
Mitentscheidungsrecht

Übernahmefristen bis zu zwei Jahren
Schweizer Parlament und Volk entscheiden souverän 

über die Übernahme neuer Schengen-Regeln

Konsultationsklausel

Im Fall einer Nichtübernahme: Kündigung als ultima ratio

Sonderregel zur Wahrung des Bankgeheimnisses

keine automatische Übernahme von Schengen-Recht: 
Schweiz bleibt souverän
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Auswirkungen von Schengen auf Waffenrecht

Schengen trifft Massnahmen gegen 
Waffenmissbrauch

Hauptanpassung des schweizerischen Waffenrechts: 
Aufhebung der Privilegierung des Erwerbs unter 
Privaten Meldepflicht bzw. Waffenerwerbsschein 
auch bei Erwerb unter Privaten bzw. bei Erbfällen

Aber:
- kein zentrales, nationales Waffenregister
- keine Anwendung auf schweizerisches 

Milizsystem
- Jagd und Schützenwesen nicht in Frage gestellt

16/24



Gegenstand
Grenzüberschreitende Besteuerung von Zinserträgen 
natürlicher Personen mit Steuersitz in der EU

Massnahmen
Steuerrückbehalt stufenweise auf 35% steigend
EU: 75% / Schweiz: 25% «revenue sharing»
Informationsaustausch auf freiwilliger Basis
Informationsaustausch auf Anfrage bei Betrug
Revisionsklausel
Nullbesteuerung auf Dividenden, Lizenzen, 
Zinszahlungen zwischen verbundenen Unternehmen

Zinsbesteuerung
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Gegenstand
Verstärkte Zusammenarbeit gegen Delikte im Bereich 
indirekter Steuern (bspw. Zigarettenschmuggel, Zoll-
und Mehrwertsteuerdelikte)  

Massnahmen
Amts- und Rechtshilfe bei allen schweren Delikten 
(Betrug und Hinterziehung)
Zwangsmassnahmen auch in der Amtshilfe
Spezialitätsprinzip garantiert
Rechtshilfe bei Geldwäscherei, wenn Geld aus Betrug 
oder gewerbsmässigem Schmuggel stammt (keine 
neuen Meldepflichten für Banken)
Anwesenheitsrecht ausländischer Beamter

Betrugsbekämpfung
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Verarbeitete Landwirtschaftsprodukte
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Gegenstand
Abbau der Zölle und Exportsubventionen auf 
Produkte der Nahrungsmittelindustrie (Schokolade, 
Biskuits, Suppen, Saucen, löslicher Kaffee, 
Teigwaren)

Nutzen
Verbesserte Exportchancen für Nahrungsmittel-
industrie
Absatzchancen für Landwirtschaft als Zulieferant

Kosten
Weniger Zolleinnahmen



Gegenstand
Teilnahme der Schweiz an Europäischer Umweltagentur (EUA)
EUA = wichtiges Instrument der umweltpolitischen 
Zusammenarbeit. Sie

sammelt und analysiert Umweltdaten
schafft wissenschaftliche Grundlagen für Umweltpolitik 
evaluiert und berät EU-Kommission
informiert über Umwelt-Situation

Nutzen
Unbeschränkter Zugang zu vergleichbarem Datenmaterial
Schweiz leistet Beitrag zu europäisch koordinierter 
Umweltpolitik

Kosten
Beitrag an EUA

Umwelt
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Gegenstand
Zusammenarbeit mit Statistischem Amt der EU.
EUROSTAT

sammelt und analysiert statistische Daten
wacht über deren Vergleichbarkeit
publiziert die Daten

Nutzen
Breite Datenbasis für fundierte politische und 
wirtschaftliche Entscheidungen
Schweizerische Daten erscheinen in EUROSTAT-
Publikationen

Kosten
Beitrag an EUROSTAT
Interne Kosten (Sach- und Personalkosten)

Statistik
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Gegenstand
Teilnahme an EU-Förderungsprogrammen MEDIA 
Fortbildung und MEDIA Plus 
Ziel: Förderung des europäischen Films

Nutzen
Bessere Ausbildungsmöglichkeiten für Schweizer 
Filmschaffende
Bessere Verbreitung des Schweizer Films
Kulturelle Vielfalt in Schweizer Kino und Fernsehen

Kosten
Beitrag an MEDIA-Programme

MEDIA-Programme
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Gegenstand
Teilnahme an EU-Bildungsprogrammen 

SOKRATES (Teilprogramm ERASMUS) im Bereich 
Schul- und Hochschulbildung
LEONARDO DA VINCI (berufliche Bildung)
JUGEND (ausserschulische Jugendaktivitäten)

Konsolidierung der aktuellen Teilnahme
Volle Teilnahme an nächster Programmgeneration
(ab 2007)

Nutzen
Internationale Ausbildungsmöglichkeiten
Bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt

Kosten
Kosten für Beteiligung

Bildung / Berufsbildung / Jugend
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Gegenstand

Aufhebung der Doppelbesteuerung von pensionierten 
EU-Beamten mit Wohnsitz in der Schweiz

Ruhegehälter
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